
Geschlechtergleichstellung, die auf einem diversen Verständnis von
Geschlecht basiert, ist demokratischer als die Gleichstellung von
Frauen und Männern.

Werden Menschen mit geschlechtlichen Identitäten außerhalb 
der binären Kategorien Frauen und Männer in Gleichstellungs-
politik von politischer Teilhabe ausgeschlossen, wird das 
demokratische Teilhabeversprechen gebrochen. Ein diver-
ses Geschlechtsverständnis fördert zudem das Aufbrech-
en von Geschlechterrollen und -hierarchien und stärkt 
damit Geschlechtergleichstellungspolitik.

Demokratie und
Geschlechtergleichstellung

Demokratie braucht
Geschlechtergleichstellung.

Wenn demokratische Gesellschaften
Menschen aufgrund ihres Geschlechts
von politischer Teilhabe ausschließen,
wird das demokratische Teilhabe-
versprechen gebrochen. Demokratie
genießt daher mehr Legitimität, wenn
sie Geschlechtergleichstellung fördert.

Geschlechtergleichstellung
braucht Demokratie.

In Demokratien sollen alle Menschen
gleich teilhaben können. Feministische
Politiker*innen und Aktivist*innen
können daran anknüpfen und in
demokratischen Systemen mehr
mitbestimmen als in undemokra-
tischen.

Gleichstellung, die Intersektionalität mitdenkt, ist demokratischer als
Geschlechtergleichstellung.

Werden weitere Achsen von Ungleichheit – etwa rassistische Zu-
schreibung, Sexualität, Behinderung oder Alter – bei Gleichstell-
ungspolitik mitgedacht und verschränkt verstanden, ermöglicht 
dies eine inklusivere und umfassendere Gleichstellungspolitik. Diese
ist demokratischer, weil sie das Gleichheitsversprechen wahrt.

Eine demokratische Organisation des Wirtschaftens führt zu mehr
Geschlechtergleichstellung und Demokratie.

Die kapitalistische Arbeitsorganisation bricht mit demokratischen Grund-
prinzipien, indem sie Frauen*arbeit unsichtbar macht oder abwertet und
indem sie selbst undemokratisch und hierarchisch organisiert ist. Eine
demokratische Organisation des Wirtschaftens, 
bei der alle gemeinsam entscheiden, wer, wann, 
was macht und wie lebenswichtige Ressourcen 
ver- und geteilt werden, ist daher unabdinglich 
für Geschlechtergleichstellung und für mehr 
Demokratie.
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